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Vorblatt 


Aufstockung der Mitgliedsquote beim Internationalen 
Währungsfonds (IWF) und des deutschen Kapital- 
anteils an der Weltbank 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Auf Grund von Beschlüssen der Gouverneursräte des IWF und 
der Weltbank sind 

die deutsche Mitgliedsquote beim IWF und 
der deutsche Kapitalanteil an der Weltbank 

zu erhöhen. 


B. Lösung 

Die Finanzierung der Erhöhung der deutschen Mitgliedsquote 
im IWF (letzte Quotenerhöhung 1966) wird von der Deutschen 
Bundesbank übernommen. Auf die Bundesbank gehen gleich- 
zeitig alle sich schon bisher aus der Mitgliedschaft beim IWF 
ergebenden Ansprüche, Verpflichtungen und Rechte mit der 
Folge über, daß sie diese in Zukunft als Währungsreserven 
bilanzieren kann. Die entsprechende Regelung soll gleichzeitig 
auch für die Beitragsverpflichtung der Bundesrepublik zum 
Europäischen Währungsabkommen vorgesehen werden. 

Die Erhöhung des deutschen Kapitalanteils an der Weltbank 
beträgt 85,3 Millionen Dollar. Von diesem Betrag sind nach dem 
derzeitigen Stand des Abkommens über die Weltbank lOVo = 
8,53 Millionen Dollar (31 219 800 DM) zu zahlen. Es ist beab- 
sichtigt, die Zahlung in vier Jahresraten zu leisten. Die erste 
Rate soll 1971 in Höhe von 10 Millionen DM gezahlt werden. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

1971 rd. 10 Millionen DM 

1972 rd. 7 Millionen DM 

1973 rd. 7 Millionen DM 

1974 rd. 7 Millionen DM 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zu den Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds und über die Internationale Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung vom 28. Juli 1952 und des 
Gesetzes über das Europäische Währungsabkommen vom 

25. März 1959 

— Drucksache VI/ 1245 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


Der Gesetzentwurf — ■ Drucksache VI/ 1245 — 
wurde in der 72. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 14. Oktober 1970 an den Ausschuß für 
Wirtschaft federführend und an den Haushaltsaus- 
schuß sowie den Ausschuß für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mitbeteiligt zur Beratung überwie- 
sen. Die mitberatenden Ausschüsse haben dem Ge- 
setzentwurf zugestimmt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in 
seiner Sitzung am 5. November 1970 behandelt. 

Mit dem vorliegenden Gesetz sollen zwei Ziele 
erreicht werden: 

Zum einen sollen die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß die Bundesrepublik 
der Erhöhung ihrer Quote im Internationalen Wäh- 
rungsfonds und ihres Kapitalanteils an der Welt- 
bank zustimmen kann. Das Abkommen über den 
Internationalen Währungsfonds schreibt vor, daß 
die Mitgliedsquoten alle fünf Jahre zu überprüfen 
sind. Bei der diesjährigen Quotenüberprüfung hat 
der Gouverneursrat des Fonds beschlossen, die 
Quoten um durchschnittlich 35 Vo zu erhöhen, um 
sie dem gestiegenen Bedarf an internationaler Li- 
quidität anzupassen. Die Mitgliedsquote der Bun- 
desrepublik soll sich von 1200 auf 1600 Millionen 


Dollar erhöhen. Die Mittel für die erforderlichen Ein- 
zahlungen werden von der Bundesbank zur Ver- 
fügung gestellt. Um keinen Unterschied in der 
Stimmrechtsstruktur zwischen Währungsfonds und 
Weltbank entstehen zu lassen, sollen zugleich die 
Weltbank-Kapitalanteile derjenigen Mitglieder, 
deren IWF-Quoten um mehr als 25 Vo erhöht wer- 
den, entsprechend heraufgesetzt werden. Für den 
deutschen Kapitalanteil ist eine Erhöhung von 1280 
auf 1365,3 Millionen Dollar vorgesehen. Davon sind 
10 Vo einzuzahlen, die aus Haushaltsmitteln aufge- 
bracht werden. Die restlichen 90 ^/o sind Haftungs- 
kapital. 

Zugleich soll es der Deutschen Bundesbank er- 
möglicht werden, die aufgrund der Einzahlungen 
beim IWF entstehende sogenannte „Reserveposi- 
tion im IWF" in ihrer Bilanz als Teil der deutschen 
Währungsreserven auszuweisen. Bisher hat die 
Bundesbank dem Bund die für die Einzahlungen 
beim IWF erforderlichen Mittel als Kredit zur Ver- 
fügung gestellt. In der Bilanz der Bundesbank sind 
diese Kredite unter dem Titel „Kredite an Bund für 
Beteiligung an internationalen Einrichtungen" aus- 
gewiesen. Die Bundesbank soll nunmehr verpflich- 
tet werden, die Einzahlungsverpflichtung der Bun- 
desrepublik beim IWF unmittelbar zu erfüllen; 
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dementsprechend sollen ihr auch die finanziellen 
Ansprüche gegenüber dem IWF unmittelbar zu- 
stehen. Wirtschaftlich ändert sich nichts; insbeson- 
dere wird der Bundesbank keine neue finanzielle 
Verpflichtung auferlegt. Nach der Neuregelung 
kann die Bundesbank den Gegenwert der Einzahlun- 
gen beim IWF unter ihren Währungsreserven aus- 
weisen. Im Interesse der Einheitlichkeit und Über- 
sichtlichkeit soll eine entsprechende Regelung für 
die Finanzierung des deutschen Anteils am Euro- 
päischen Fonds des Europäischen Währungsabkom- 
mens (50 Millionen Dollar) getroffen werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die in der Be- 
gründung zum Gesetzentwurf niedergelegten recht- 
lichen und wirtschaftspolitischen Gesichtspunkte ge- 
prüft. Er empfiehlt im Einvernehmen mit dem Haus- 
haltsausschuß und dem Ausschuß für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit die Annahme der Regierungs- 
vorlage. Er hält es für geboten, die internationale 


Zusammenarbeit in den Bereichen der Währungs- 
und Entwicklungspolitik auch durch angemessene 
finanzielle Beteiligung der Bundesrepublik an den 
internationalen Organisationen zu fördern. Die Be- 
deutung der Weltbank und des Währungsfonds, 
insbesondere auch als Klammer zwischen den Indu- 
strie- und den Entwicklungsländern, wächst von 
Jahr zu Jahr. Ohne eine Erhöhung der deutschen 
Beteiligungen würde der Stimmenanteil der Bun- 
desrepublik in diesen Organisationen absinken. Es 
würde sich auch der deutsche Anteil an den Zutei- 
lungen von Sonderziehungsrechten im Internatio- 
nalen Währungsfonds, die sich nach den jeweiligen 
Quotenrelationen im IWF richten, verringern. Es 
liegt daher im Interesse der Bundesrepublik, an der 
Quotenerhöhung beim IWF und der Kapitalerhö- 
hung bei der Weltbank teilzunehmen. 

Namens des Anschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Gesetzentwurf unverändert zuzustimmen. 


Bonn, den 9. November 1970 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W1245 - 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 9. November 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


unver- 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 



